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E i n l e i t ung
Von  de r  Au snahme  zu r  Rege l
Zu r  g l oba l en  D i f f u s i on  von  Tran s i t i ona l  J u s t i c e

Seit Mitte der 1980er Jahre rekurrieren weltweit Gesellschaften, die
sich mit einer blutigen Vergangenheit konfrontiert sehen, auf das
Konfliktlösungskonzept von Transitional Justice. Gleichsam im
Windschatten der Evolution des nationalen wie internationalen
Strafrechtssystems erblüht, scheint das Konzept für die Aufarbei-
tung von Massenverbrechen, Völkermord, Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit weitaus überzeugendere und
anschlussfähigere Konfliktlösungsinstrumente zur Verfügung zu
stellen, als das in der Folge der Katastrophe im 20. Jahrhundert so
mühevoll errichtete internationale Strafrechtssystem bereithalten
kann. In einem kurzen Zeitraum von kaum mehr als 30 Jahren lassen
sich über 50 Fallbeispiele in zahlreichen Ländern Lateinamerikas,
Afrikas, Asiens, Mittel- und Osteuropas, Ozeaniens und inzwi-
schen auch in der Region des Maghreb und des Nahen Ostens an-
führen, in denen Gesellschaften mit blutiger Vergangenheit auf das
Gerechtigkeitskonzept von Transitional Justice setzen.1

Weitere Transitional-Justice-Prozesse werden vorbereitet (Tune-
sien), wurden angekündigt (Ägypten) oder befinden sich wie im
Falle Libanons, Afghanistans und Myanmars in der Diskussion.2
Ganz offenbar steht man der Leistungsfähigkeit rein strafrechtlicher
Verfahren eher skeptisch gegenüber, sobald man es mit umfassenden
Menschenrechtsverletzungen zu tun hat, die auf eine jüngst zurück-
liegende Vergangenheit staatlicher Massengewalt, systematischer
Repression und Bürgerkrieg verweisen. Es lässt sich also das uner-

1 Kritz, Transitional Justice; Elster, Closing the Books; Roth-Arriaza/Mariezcur-
rena (Hg.), Transitional Justice in the Twenty-First Century; Kastner, »Weder
Wahrheit noch Recht«; Hinton (Hg.), Transitional Justice; Olsen/Payne/Reiter,
Transitional Justice in Balance; Engert/Jetschke (Hg.), Transitional Justice 2.0;
Buckley-Zistel/Kater (Hg.), Nach Krieg, Gewalt und Repression; Teitel, Hu-
manity’s Law.

2 Haugbolle, War and Memory in Lebanon.
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wartete Phänomen beobachten, dass gegenüber den streng rechtlich
organisierten, täterorientierten Mechanismen einer reinen Strafjus-
tiz einer alternativen Konfliktlösungsform der Vorzug eingeräumt
wird, die eine kollektive Aufarbeitung entstandenen Unrechts im
Sinne einer opferorientierten »restorative justice«3 mit dem gesamt-
gesellschaftlichen Ziel der Befriedung, Wiedergutmachung und
Aussöhnung anstrebt. Bildet demnach das erweiterte Gerechtig-
keitskonzept von Transitional Justice ein neuartiges Konfliktbewäl-
tigungsmodell, das den besonderen Anforderungen politischer
Übergangsprozesse in den Ländern des Südens entgegenkommt?
Ermöglicht es gesellschaftliche Aussöhnungsprozesse und die Wie-
derherstellung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie nach Staats-
zerfall und Systembruch?

Fragen dieser Art berühren jene weit gefächerten Diskussionen
im Kern, die man unter jeweils unterschiedlichen Disziplin- und
Theorieperspektiven im Rahmen der laufenden Konflikt-, Friedens-
und Transitionsdebatte kontrovers führt.4 Gemeinsam ist allen Pro-
blematisierungsperspektiven der Fokus auf eine gesamtgesellschaft-
liche Zäsur: Die Gegenwarten der betroffenen Gesellschaften, die
sich zumeist an der Peripherie der Weltgesellschaft befinden, sind in
aller Regel das Resultat eines gerade zurückliegenden gesamtgesell-
schaftlichen Zusammenbruchs, die soziale Interaktion ist zumeist
zerrüttet und durch zerstörte Institutionen, Misstrauen und morali-
sche Verwahrlosung geprägt.5 Aber diese Engführung der Blickrich-
tung auf Systembruch und gesellschaftlichen Kollaps und die damit
einhergehende Beurteilung, die Einsetzung des restaurativen Un-
rechtsbewältigungskonzepts von Transitional Justice sei als Folge
von Überlastung bzw. Zusammenbruch der nationalstaatlich ga-
rantierten Rechtspflege zu betrachten, verkennt, dass sich auch gut

3 Ash, »True Confessions«; Weitekamp/Kerner, Restorative Justice.
4 Senghaas (Hg.), Frieden machen; Brock, »Was ist das ›Mehr‹ in der Rede«;

Torpey, Making Whole; Schneckener (Hg.), Fragile Staatlichkeit; Weiffen, Ent-
scheidungsbedingungen von Demokratien; Wiebelhaus-Brahm, Truth Com-
missions; Koppe, »Zur Geschichte der Friedensforschung«.

5 Hayner, Unspeakable Truths: Confronting State Terror; Rotberg/Thompson
(Hg.), Truth v. Justice; Leebaw, »The Irreconcilable Goals of Transitional Jus-
tice«; Oettler, »Staatliche Initiativen«; Buckley-Zistel, »Transitional Justice
als Weg«; Olsen/Payne/Reiter, Transitional Justice in Balance; Hinton (Hg.),
Transitional Justice.
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organisierte Nationalstaaten in den zentralen Knotenpunkten der
Weltgesellschaft der Instrumente von Transitional Justice bedienen.
Deutschland, Kanada, Australien und die USA sind dafür als Bei-
spiel zu nennen. So wie die globale Diffusion des Transitional-Jus-
tice-Konzepts das Faktum seiner religiösen, ethnischen und kul-
turellen Indifferenz belegt, so zeigt sich auch, dass es als Instrument
zur Bewältigung historischen Unrechts auch unabhängig von der
jeweiligen Staatsverfasstheit, der vorausgegangenen Gewaltform so-
wie des jeweiligen Konfliktverlaufs in Anspruch genommen wird.
Das verweist auf die Universalität eines zentralen Problems, das
ganz offensichtlich mithilfe von Transitional-Justice-Instrumenten
gelöst wird.

Stellt Transitional Justice damit das eigentlich universale Kon-
fliktbewältigungsmodell der Weltgesellschaft dar? Und wie verhält
es sich zum internationalen Strafrechtssystem: Wird dieses dadurch
erweitert oder unterminiert? Auf welche Problemlagen reagieren
Einzelgesellschaften mit der Einsetzung von Transitional-Justice-
Instrumenten? Was ist deren spezifische Funktion?

Die Beantwortung dieser Fragen ist das Ziel der vorliegenden Ar-
beit. Damit geht sie über die bisherige Literatur zur Theorie und
Praxis von Transitional Justice weit hinaus. Zwar hat die noch junge
Transitional-Justice-Forschung detaillierte und kenntnisreiche Ein-
zeluntersuchungen zu den verschiedenen Formen des Umgangs mit
schwieriger Vergangenheit hervorgebracht und auch zur semanti-
schen Abkunft und Evolution des Begriffs Transitional Justice, zur
historischen Genese des normativen Konzepts sowie zu den ver-
schiedenen Instrumenten und den daran beteiligten Einrichtungen
und Akteuren zahlreiche Publikationen vorgelegt.6 Dabei wird aber
zumeist das Phänomen Transitional Justice selbst entweder affirma-
tiv quasi als naturgegeben aufgefasst und Postkonfliktgesellschaf-
ten gleichsam als Allheilmittel des kollektiven Umgangs mit Un-
recht nach Gewaltkonflikten mit großem Eifer herangetragen oder
aber durchaus kritisch betrachtet. Ist Letzteres der Fall wird aller-

6 Grundlegend hierzu Teitel, »Transitional Justice Genealogy«; siehe auch Elster,
Closing the Books; Roth-Arriaza/Mariezcurrena (Hg.), Transitional Justice in
the Twenty-First Century; Lundy/McGovern, »Whose Justice?«; Nagy, »Tran-
sitional Justice as Global Project«; Buckley-Zistel/Oettler, »Was bedeutet:
Transitional Justice?«.
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dings auch dann das normative Konzept selbst nicht infrage ge-
stellt, sondern primär im Hinblick auf Schwächen und Defizite aus-
geleuchtet, und entsprechend werden Mängel, Fehlentwicklungen
und Optimierungsmöglichkeiten des Transitional-Justice-Konzep-
tes problematisiert.7 Es geht auch nicht darum, zu den kaum mehr
überblickbaren, unzählig vorliegenden Einzelfallstudien und ver-
gleichenden Länderfallanalysen, die aus politik- und sozialwissen-
schaftlicher, theologischer, sozialpsychologischer, kultur-, geschichts-
und völkerrechtswissenschaftlicher Seite zu nationalen Formen des
Umgangs mit gewaltvollen Vergangenheiten veröffentlicht worden
sind, eine weitere deskriptive Länderfallanalyse vorzulegen. Viel-
mehr wird hier eine theoretische Forschungsperspektive eingenom-
men, die die Einsichten der Transitional-Justice-Forschung wie auch
die empirischen Ergebnisse der einzelnen Länderfallanalysen zu-
sammenführt, um darauf aufbauend eine synthetisierende Diskus-
sion und Bewertung von Transitional-Justice-Prozessen aus einer
konzeptionell anspruchsvollen metatheoretischen Reflexionsebene
vorzulegen. Mithin geht es nicht einfach darum, die offensichtliche
und vielbeschworene Internationalisierung und Transnationalisie-
rung des Übergangsgerechtigkeitskonzepts von Transitional Justice
ein weiteres Mal hervorzuheben und am Beispiel eines vergleichs-
weise »exotischen« Falles wie Marokko erneut zu betonen, sondern
darum, dieses erstaunliche Phänomen der globalen Diffusion von
Transitional Justice soziologisch zu erklären.

Dies geschieht unter Rückgriff auf das hoch abstrakte Problema-
tisierungs- und Erklärungspotenzial streng konstruktivistisch ange-
legter Makrotheorien. Im Zentrum der Abhandlung stehen dabei die
Weltgesellschaftstheorien von John W. Meyer und Niklas Luhmann.
Auf der Grundlage empirischer Befunde wird ein Vergleich der
zentralen Fragestellungen, Hauptthesen und Deutungspotenziale
der beiden Großtheorien unternommen. Ausgehend von diesem
Vergleich wird die globale Diffusion von Transitional Justice nicht in
herkömmlicher Manier als Folge zielgerichteter oder strategischer
Aktivitäten individueller oder kollektiver Akteure, als das Resultat
von politischen Macht- und Interessenskonstellationen oder gar als

7 Freeman, Truth Commissions; Buckley-Zistel/Mieth/Viebach, »Transitional
Justice«; Engert/Jetschke (Hg.), Transitional Justice 2.0; Teitel, Humanity’s
Law; Mihr, Transitional Justice.
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Prozesse der nachholenden Modernisierung und Demokratisierung
in den Ländern des Südens beschrieben. Vielmehr werden diesen
Entwicklungen vorgelagerte soziale und kulturelle Formierungs-
prozesse auf weltgesellschaftlicher Ebene betrachtet.8

Im Kern geht es um folgende Ausgangsüberlegungen und Pro-
blemstellungen: Im Mittelpunkt des gesellschaftlichen Umgangs mit
gewaltsamen Vergangenheiten, das hat insbesondere der Althistori-
ker Christian Meier in seinen geschichtswissenschaftlichen Studien
zum Umgang mit kollektivem Unrecht hervorgehoben, standen
seit der griechischen Antike bis weit in das 20. Jahrhundert hinein
nicht etwa die Bewältigung und Bewusstmachung historischen Un-
rechts, sondern gerade umgekehrt ein Nichterinnern und Vergessen
»schlimmer Vergangenheiten«.9 Das Gebot, zu erinnern, und der Im-
perativ, Unrecht zu bewältigen, entfalten sich erst in unserer Gegen-
wart. Und das so erfolgreich, wie Meier betont, dass sich eine für die
Menschheitsgeschichte nie da gewesene Form der transnationalen
Erinnerungs-, Vergangenheitsarbeits- und Entschuldigungskultur
herausgebildet habe, die in offiziellen Ansprachen von Regierungs-
vertretern sogenannter Sorry States in öffentlichen Museen und
Gedenkstätten, in der Einrichtung nationaler und internationaler
Jahres- und Gedenktage inzwischen Teil des welthistorischen Be-
wusstseins, ja sogar zur allgemeinen Staatsräson geworden ist.10 Für
Gesellschaften, die sich mit einer gewaltsamen Vergangenheit kon-
frontiert sehen, stellt sich heute deshalb nicht mehr die Frage, ob sie
ihre historische Schuld aufarbeiten, sondern nur noch, wie sie dies
tun.11 Sei es, dass sie gemäß des Gebots, zu erinnern, und des Impe-
rativs, Unrecht zu bewältigen, Reparationsleistungen erbringen, Ex-
pertenkommissionen mit der Aufklärung vergangenen Unrechts be-
auftragen, Strafgerichte einsetzen oder lediglich Mahnmale errichten
lassen.

8 Näher hierzu Holzer/Kastner/Werron (Hg.), From Globalization to World
Society, S. 1- 21.

9 Meier, Das Gebot zu vergessen.
10 Derrida, »Jahrhundert der Vergebung«; Lübbe, »Ich entschuldige mich«; Lind,

Sorry States; Meier, Das Gebot zu vergessen; Assmann/Conrad (Hg.), Memory
in a Global Age; Levy/Sznaider, »Cosmopolitan Memory and Human Rights«.

11 Bonacker, »Globale Opferschaft«.
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Tatsächlich erkennt das Völkerrecht mittlerweile nicht nur ein
Recht auf Aufdeckung der Wahrheit über historisches Unrecht
an und qualifiziert damit partikulare Forderungen nach Unrechts-
aufarbeitung als ein legitimes Anliegen, sondern es verpflichtet da-
rüber hinaus souveräne Einzelstaaten dazu, neben der Untersu-
chung und Aufklärung vergangenen Unrechts Wiedergutmachungs-
und Reparationszahlungen an ehemalige Opfer von schwerwiegen-
den Menschenrechtsverletzungen zu leisten.12 Hierbei handelt es
sich um eine rechtsförmige Inklusion von Betroffenenperspektiven
und Normierung von Rechtsansprüchen auf materielle und symbo-
lische Wiedergutmachung staatlich zu verantwortender Gewaltan-
wendung auf völkerrechtlicher Ebene, deren substanzielle formal-
rechtliche Fixierung erst in den späten 1990er Jahren, also parallel
zur globalen Ausbreitung von Transitional Justice, einsetzte und
sich bis heute fortsetzt.13 Gegenüber den rein täterorientierten, auf
die Feststellung individueller Verantwortlichkeit für Makroverbre-
chen gerichteten Verfahren – wie in Nürnberg und Tokio nach dem
Zweiten Weltkrieg, wo die Opfer noch nicht einmal als Zeugen ge-
laden wurden – stellt die gegenwärtige opfer- und restaurativ orien-
tierte Rechtsfortentwicklung eine ebenso erstaunliche wie unerwar-
tete Transformation des traditionellen Strafrechtsdenkens dar.14 Die
Frage, die sich angesichts dieser rasanten Rechtsevolution stellt, lau-
tet: Wie lässt sich dieser Wandel vom Vergessen hin zur Bewusstma-
chung »schlimmer Vergangenheiten« und zur Hervorhebung der
davon betroffenen Opfer von der Ausnahme zur weltpolitischen
Regel erklären? Welche konkreten sozialhistorischen Ausgangsbe-
dingungen haben diesen Wandel eines allgemeinen Verständnisses
von historischer Schuld und Verantwortung und die damit verbun-
denen normativen Umorientierungen von Retribution zu Restaura-
tion ermöglicht und plausibel gemacht? Warum und auf welche Art
und Weise haben sich die Kenntnis und die Praxis der Vergangen-
heitsarbeit von Transitional Justice innerhalb eines so kurzen histo-

12 Vgl. hierzu De Greiff, The Handbook of Reparations; Tomuschat, »Truth and
Reconciliation Commissions«; Safferling, Internationales Strafrecht.

13 Hierzu aufschlussreich Hitzel-Cassagnes, »Die Inklusion von Betroffenenper-
spektiven«; Swart, »Reparationen als Instrument der Transitionalen Gerechtig-
keit«.

14 Bonacker/Safferling (Hg.), Victims of International Crimes.
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rischen Zeitraums weltweit verbreiten können? Wie wirken sich Re-
zeptionen und Aneignungen auf Nationalstaaten, Institutionen,
kulturelle Traditionen sowie auf individuelle Denkstrukturen aus?
Und die wichtigste Frage: Welche Funktion hat dabei das erweiterte
Gerechtigkeitskonzept von Transitional Justice?

Kapitel I führt zunächst in das Themenfeld von Transitional Jus-
tice am Beispiel des laufenden Vergangenheitsaufarbeitungsprozes-
ses im Königreich Marokko ein. Aufbauend auf das Deutungspo-
tenzial von Neoinstitutionalismus und Systemtheorie lassen sich
komplementäre makrophänomenale Antworten auf die Frage auf-
zeigen, warum eine konservative islamisch-arabische Gesellschaft
wie die marokkanische einen Transitional-Justice-Prozess zur Be-
wältigung vergangenen Systemunrechts eingeleitet hat, der ihren
eigenen kulturellen, religiösen und rechtlichen Traditionen zuwi-
derläuft – und zwar ohne erkennbar überwältigenden politischen
Druck oder gar militärischen Zwang von außen, wie im Falle Japans
und Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg, und auch ohne den
vorherigen Sturz des Regimes oder gar die Entmachtung der Monar-
chie, wie sonst in Übergangsgesellschaften üblich.

Folgt man der neoinstitutionalistischen Interpretation, dann ste-
hen die besondere Rolle von »rationalisierten Anderen« und die von
ihnen kreierten und verbreiteten Rationalitäts- und Verhaltensmo-
delle im Vordergrund der Analyse. Meyer denkt hier an so unter-
schiedliche Akteure wie lokal und transnational agierende NGOs,
internationale Organisationen wie die Vereinten Nationen, Anwalts-
netzwerke, Wissenschaftler, Intellektuelle und politische Berater.
Auf lokaler Ebene tragen diese Agenten der Weltkultur weltkultu-
relle Muster an einzelne Bürger, Organisationen und Staatsapparate
heran und initiieren damit diskursive Formierungsprozesse, in deren
Verlauf partikulare Forderungen in universalistische Deutungszu-
sammenhänge eingebettet werden, die für das Selbstverständnis wie
die Selbstbeschreibung von Staaten, Individuen und Organisationen
gleichermaßen prägend sind. Mithin provoziert die Weltkultur
Nachahmungs- und Übernahmeprozesse, in deren Verlauf weltkul-
turelle Rationalitäts- und Handlungsmodelle auf lokaler Ebene im-
plementiert werden. Die Einsetzung einer Wahrheits- und Versöh-
nungskommission in Marokko ist demnach als lokale Imitation
eines globalen Weltkulturmusters zu verstehen. Bringt man hinge-
gen das systemtheoretische Vokabular in Anschlag, dann fallen die
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nationalstaatliche Grenzen überschreitenden Globalisierungseffekte
funktional ausdifferenzierter Systeme ins Gewicht. Diese setzen ihre
jeweiligen Sinnhorizonte unabhängig von den lokalen Ausgangsbe-
dingungen operativ durch, indem sie lokale Gesellschaften über die
Formierung globaler Vergleichszusammenhänge mit der Weltgesell-
schaft koppeln. Damit werden von der Ebene der Weltgesellschaft
aus immer neue Identifikations- und Artikulationsmöglichkeiten
auf lokaler Ebene angeregt. Globales Recht, globale Märkte, globale
Wissenschaft und globale Medien expandieren über alle Grenzen
hinweg und überlagern das Staatensystem mit einem dicht geknüpf-
ten Netz systemspezifischer Kommunikationen. Verstärkt werden
diese Weltvergesellschaftungseffekte durch Organisationen, Netz-
werke und Wissensgemeinschaften, die Regionalkulturen »aushöh-
len«, indem lokale Eigenheiten in die Sinnzusammenhänge globaler
Systeme integriert und uminterpretiert werden.15 Beide Weltge-
sellschaftstheorien betonen demnach insbesondere die Wirkmacht
sinnhaft-symbolischer Diskurse und damit vor allem Beobachtungs-
und Beschreibungsverhältnisse. Je stärker die Bindung in weltgesell-
schaftliche Zusammenhänge, so die zentrale These beider Makro-
theorien, desto stärker werden auf lokaler Ebene die Orientierungen
an externen Erwartungsstrukturen. Aus dieser Blickrichtung lässt
sich die marokkanische Einsetzung von Transitional-Justice-Instru-
menten, sowohl aus neo-institutionalistischer wie systemtheoreti-
scher Perspektive, weniger als eine nationalstaatliche als vielmehr eine
genuin weltgesellschaftliche Angelegenheit interpretieren. Meyer
begreift die Weltgesellschaft jedoch als vertikale, also als von oben
nach unten wirkende Sozialordnung, Luhmann dagegen fasst sie als
primär horizontale Ordnung auf, in der sich global operierende, au-
tonome Funktionssysteme auf einer polykontextural strukturierten
Ebene gegenüberstehen. Während sich daraus die Einsetzung der
marokkanischen Wahrheits- und Versöhnungskommission aus der
Luhmannschen Sicht primär als Folge der Koordinationsmängel
zwischen den globalen Funktionssystemen Recht und Politik deu-
ten lässt, ist der marokkanische Vergangenheitsaufarbeitungsprozess
aus der Sicht Meyers die direkte Folge des Drucks zur Anpassung an
übergeordnete Rationalitäts- und Verhaltensmuster der Weltkultur,
dem sich der Staat Marokko beugt, um als legitimer Akteur weltge-

15 Ausführlich hierzu Stichweh, »Kontrolle und Organisation des Raumes«.
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sellschaftliche Anerkennung zu erhalten. Aus beiden Theorieper-
spektiven folgt also, wenn auch auf unterschiedliche Art und Weise,
dass globale Eigenstrukturen die Übernahme weltgesellschaftlicher
Vorgaben auf lokaler Ebene provozieren.

Fragt man nach der Reichweite, die globale Vorgaben auf lokaler
Ebene entfalten, fallen die Antworten ähnlich komplementär aus.
Laut systemtheoretischer Deutung breiten sich die kommunikati-
ven Netzwerke der Funktionssysteme zwar aggressiv aus, stoßen
aber auf lokaler Ebene durch lokale Praktiken auf massive Hinder-
nisse. Analog hierzu weisen neoinstitutionalistische Arbeiten darauf
hin, dass Prozesse der strukturellen Angleichung nicht notwendig
eine Homogenisierung der Weltgesellschaft zur Folge haben. Die
globale Verbreitung weltgesellschaftlicher Strukturmuster führt
also nicht zu Tendenzen der globalen Uniformierung oder zur Ein-
ebnung sozialer und kultureller Unterschiede im Sinne einer »Welt-
einheitszivilisation«,16 vielmehr treibt sie im Gegenteil massive
Differenzen, Fragmentierungen und Diversifizierungen voran.17

Gleichwohl intensiviert die zunehmende Ausrichtung auf weltge-
sellschaftliche Erwartungsstrukturen – etwa auf Einhaltung der
Menschenrechte, wie sie im Rahmen des Normordnungssystems der
Vereinten Nationen legitimiert und autorisiert werden, oder auf
»good governance« nach Maßgabe der Zuwendungsbedingungen
internationaler Geberorganisationen wie der Weltbank oder des In-
ternationalen Währungsfonds – das Durchgreifen weltkultureller
Vorgaben auf lokaler Ebene. In dieser komplexen Diagnose der
Gleichzeitigkeit von Angleichungs- und Diversifizierungsprozessen
in der Weltgesellschaft sind sich Meyers Neoinstitutionalismus und
Luhmanns Systemtheorie trotz ihrer unterschiedlichen Akzentuie-
rung weltgesellschaftlicher Strukturen und Dynamiken einig. Dies
lässt sich für den Fall Marokko am Beispiel der Entstehung und
Etablierung eines Menschenrechtsdiskurses besonders anschaulich
aufzeigen, der sich, gestützt auf transnationale Menschenrechtsor-
ganisationen und normative Anforderungen zur Vergabe von ent-
wicklungspolitischen und finanziellen Zuwendungen internationa-
ler Geberorganisationen, zu Beginn der 1990er Jahre auf nationaler
Ebene auszubreiten beginnt und bis in die Gegenwart anhält.

16 Lübbe, Die Zivilisationsökumene.
17 Vgl. Teubner, Verfassungsfragmente; Neves, Transconstitutionalism.
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Allerdings bieten beide Makrotheorien, auch in ihrer komple-
mentären Erklärungsweise, noch keine ausreichende Interpretation
dafür an, warum und wie genau globale Eigenstrukturen im Detail
auf lokale Zusammenhänge einwirken können.18 Kritiker beider
Makrotheorien geben denn auch zu bedenken, ob die konstatierten
weltgesellschaftlichen Phänomene in Marokko ausreichend mit dem
abstrakt und generalisierend angelegten Vokabular von Systemtheo-
rie und Neoinstitutionalismus zu erfassen seien oder ob hier nicht
doch klassische machttheoretische Erklärungsmodelle, die ökono-
mische und politische Interessenkonstellationen ausleuchten, mehr
zum Verständnis des Verhaltens singulärer Staaten beitragen kön-
nen? Zwar stimmt es, dass inzwischen eine Vielzahl von National-
staaten globale Normvorgaben in ihre Regel- und Normsysteme
adaptiert und integriert und selbst vergangenheitspolitische Hand-
lungsmodelle im Sinne von Transitional Justice implementiert hat,
wie die eingangs angeführten Länderbeispiele belegen. Es gibt aber
zugleich weiterhin eine Vielzahl anderer Staaten, etwa China, Nord-
korea oder Russland, die sich überhaupt nicht oder, wie die Beispiele
Indien und Türkei zeigen, nur eingeschränkt um die Durchsetzung
von Menschenrechten und die Aufklärung historischer Schuld küm-
mert. In dieser Hinsicht müssen Makrotheorien nicht nur globale
Diffusionseffekte, sondern auch das Nichtdurchgreifen globaler
Vorgaben, also widerständige, verzerrte oder verfremdete Übernah-
men weltgesellschaftlicher Eigenstrukturen, auf lokaler Ebene erklä-
ren können.19 Oder anders formuliert: Wie lässt sich das Verhältnis
zwischen Globalität und Lokalität konkreter fassen? Wie stehen
Nationalstaaten und Weltgesellschaft genau zueinander? Wie ist die
Gleichzeitigkeit von Prozessen der Isomorphie und der Diversifi-
zierung zu erklären? Die Antwort des Neoinstitutionalismus, wo-
nach »Decoupling«-Effekte, also Entkopplungen der lokalen Praxis
von weltkulturellen Vorgaben, dafür verantwortlich seien, dass glo-
bale Eigenstrukturen nicht effektiv durchgreifen können, scheint
darauf hinzuweisen, dass Abweichungen vom Trend der Isomorphie
nicht etwa die Ausnahme darstellen, sondern im Gegenteil zu den
charakteristischen Strukturmerkmalen der Weltgesellschaft gehö-

18 Koenig, »Institutional Change in the World Polity«.
19 Sahlins, »Goodbye to Triste Tropes«.
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ren.20 Mit Blick auf die Systemtheorie stellt sich analog hierzu die
Frage, inwieweit von einer »Vollrealisierung« funktionaler Differen-
zierung in der Weltgesellschaft überhaupt die Rede sein kann. Wo
verlaufen die Grenzen funktionaler Dynamiken? Durch welche kul-
turellen und traditionsbedingten Voraussetzungen auf lokaler Ebene
werden sie bestimmt oder konterkariert? Die diesbezüglich letzte
Antwort der Systemtheorie, wonach Inklusions- und Exklusions-
mechanismen die Reichweite sozialer Systeme definieren, ist vorläu-
fig jedenfalls selbst für die prominentesten Verfechter der Theorie
sozialer Systeme nur bedingt befriedigend.21 Inwieweit ist ange-
sichts dieser gravierenden Einwände der Begriff Weltgesellschaft in-
nerhalb beider Theoriekonzeptionen überhaupt noch sinnvoll?

In der vorliegenden Arbeit werden diese schwerwiegenden Vor-
behalte und Kritikpunkte sehr ernst genommen, aber dahingehend
optimistisch gewendet, dass der offensichtlich unfertige Charakter
beider Makrotheorien als Chance und Offerte zur Erweiterung
der Theorieentwürfe aufgefasst wird. Daraus ergeben sich unge-
ahnte Freiheiten des theoretischen Ausprobierens und Experimen-
tierens zur fruchtbaren Weiterentwicklung beider Forschungspro-
gramme, die neue Anwendungsmöglichkeiten in Aussicht stellt. Um
zu einem vertieften Verständnis dessen zu kommen, wie globale
Phänomene auf lokaler Ebene zusammenwirken, werden hier die
Deutungspotenziale beider Globalisierungstheorien unter Berück-
sichtigung der kritischen Beobachtung, dass nationalstaatsinterne
Reaktionen auf die Einbettung globaler Zusammenhänge unter-
schiedlich ausfallen und sich der Wirkmacht globaler Eigenstruk-
turen sogar entziehen können, für eine eigene Deutung herange-
zogen, die die generalisierend orientierten Interpretationsweisen
von Meyer und Luhmann durch eine empirisch-deskriptive Unter-
suchung des außen- und innenpolitischen Handelns Marokkos er-
gänzt. Erst in der Kombination makrotheoretischer mit empirisch-
deskriptiven Analyseverfahren, so lautet die These, lässt sich das
Verhältnis von Globalisierung und Regionalisierung, das heißt das
konkrete Zusammenspiel von Makro- und Mikroebene, präziser fas-
sen und für die Deutung des Phänomens der globalen Diffusion von

20 So Holzer, »The Two Faces of World Society«.
21 Neves, Symbolische Konstitutionalisierung; Luhmann, Das Recht der Gesell-

schaft; Stichweh, Inklusion und Exklusion; Farzin, Inklusion/Exklusion.
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Transitional Justice vor der Folie des Länderbeispiels Marokko
fruchtbar machen. Das wird am Beispiel der weltweiten Ausbrei-
tung der Menschenrechte aufgezeigt, die partikulare Forderungen
der Aufklärung von Menschenrechtsverletzungen inzwischen nicht
nur für die Gegenwart und Zukunft, sondern auch für die Anpran-
gerung der Verletzung von Menschenrechten in der Vergangenheit
möglich macht. Hier stellt sich die Frage, wie die Menschenrechte
diese vergangenheitsorientierte Ausstrahlungskraft entfalten konn-
ten und wie sie als historisch rückwirkende universale Normen auf
souveräne Einzelstaaten wie Marokko einwirken?

Kapitel II gibt darauf eine Antwort. Im Hinblick auf die Defi-
zite systemtheoretischer und neo-institutionalistischer Überlegun-
gen bezüglich der Präzisierung und Gewichtung der Antriebskräfte
von Transfer-, Übertragungs- und Aneignungsprozessen weltgesell-
schaftlicher Eigenstrukturen auf lokaler Ebene wird die Antwort
nicht allein innerhalb des theoretischen Designs der beiden Groß-
theorien gesucht. Vielmehr wird sozusagen ein Schritt hinter das abs-
trakt angelegte Theorieprogramm beider Makrotheorien gemacht
und ein Untersuchungsweg eingeschlagen, der hier historische Sozio-
logie der Weltgesellschaft genannt wird. Zunächst wird die rechtsso-
ziologische und rechtshistorische Forschungsliteratur herangezogen
und danach befragt, wie sich aus ihrer Blickrichtung die Herausbil-
dung und die globale Diffusion der Menschenrechte beschreiben
lässt. Die rechtssoziologische und rechtshistorische Orientierung ist
dabei kein Selbstzweck, sondern soll im Licht welthistorischer For-
schungen dazu beitragen die Herausbildung weltgesellschaftlicher
Eigenstrukturen im Hinblick auf ihre sozialhistorischen Möglich-
keits- und Entstehungsbedingungen auszuleuchten. Erst in einem
darauffolgenden Arbeitsschritt werden die beiden Großtheorien,
nunmehr angereichert mit den Einsichten einer historischen Sozio-
logie der Weltgesellschaft, erneut für die Deutung des Phänomens
von Transitional Justice und des Länderfallbeispiels herangezogen.
Im Zentrum der Argumentation steht dabei folgende Überlegung:
Warum partikulare Forderungen nach Verfolgung und Bewältigung
auch vergangener systematischer Menschenrechtsverletzungen ihre
heutige Selbstverständlichkeit gewinnen konnten, wird erst erkenn-
bar, wenn man den gesellschaftsstrukturellen Ausgangsbedingungen
auf die Spur kommt, die zur Ausbreitung einer globalen Menschen-
rechtskultur als normativem Bezugshorizont geführt haben. Dass
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dieser auch dann handlungsleitend wird, wenn die gesellschaftspoli-
tischen, kulturellen und vor allem rechtlichen Grundlagen auf lokaler
Ebene gerade nicht den normativen Vorgaben des globalen Men-
schenrechtssystems entsprechen, zeigt der Fall Marokko. Die Frage,
die sich daraus wiederum ergibt, lautet: Wie haben die Menschen-
rechte diese weltgesellschaftlichen Effekte zeitigen können, obwohl
es an einem kulturübergreifenden Konsens über den prinzipiellen
Gehalt universaler Rechte ebenso fehlt wie an effektiven Durchset-
zungsinstanzen? Um das zu klären, wird die Geschichte der Men-
schenrechte und ihrer Universalisierung in einem kurzen Abriss
vorgestellt, der sowohl die diskursiven Formationen und Deutungs-
vorschläge der einschlägigen Forschungsliteratur als auch die viel-
schichtigen sozialhistorischen und völkerrechtlichen Entwicklungs-
linien einbezieht, die zur Universalisierung von Unrechtserfahrungen
und damit zur globalen Diffusion der Menschenrechte geführt haben.
Gegenüber herkömmlich verfahrenden historischen Abhandlungen
über die Menschenrechte wird hier eine genuin soziologische Erklä-
rung gewählt: Im Zuge der Ko-Evolution von Gesellschaftsstruktur
und Semantik werden Krisen und Konflikte erzeugt, auf die das In-
stitut der Menschenrechte eine Reaktion darstellt. Die Herausbil-
dung der modernen Gesellschaft zieht notwendig Individualisierung
nach sich und damit die Problematik des Ein- und Ausschlusses von
Individuen in soziale Systeme. Die Menschenrechte, so die These,
entstehen als kompensatorisches Pufferinstrument gegen Totalisie-
rungstendenzen der sich ausdifferenzierenden Funktionssysteme.
Die Universalisierung und Institutionalisierung der Menschenrechte,
so das entscheidende Argument, das hier herausgearbeitet wird, ist
demnach nicht als Resultat konsensorientierter, interessen- oder ziel-
geleiteter politischer Kooperationen souveräner Staaten zu interpre-
tieren. Das machen insbesondere die Ausdifferenzierung regionaler
Menschenrechtsregime gegenüber dem universalen Menschenrechts-
system der Vereinten Nationen und die damit verbundenen Norm-
kollisionen deutlich. Die Menschenrechte sind vielmehr als direkte
strukturelle Effekte sich verändernder normativer Vorstellungen und
Deutungen legitimen Handelns – sowohl individueller wie staatlicher
Akteure – zu verstehen. Als semantischer Ausdruck dieses normati-
ven Wandels entfalten die Menschenrechte als dekontextualisierte
Selbstbeschreibungsformeln der Weltgesellschaft auf globaler wie lo-
kaler Ebene ihre politische Sprengkraft.
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Gestützt auf weltgesellschaftliche Ereignisse treten die Men-
schenrechte ihren eigentlichen globalen Siegeszug erst in den Jahren
nach der postkolonialen Ära an. Im Zentrum der Darstellung stehen
daher die Herausbildung des modernen Staatensystems seit 1945, die
juridisch-moralischen Folgewirkungen der Nürnberger und Tokio-
ter Prozesse sowie die kulturrevolutionären Ereignisse um 1968 und
die dadurch hervorgerufenen neuen Formen eines zivilgesellschaft-
lich getragenen, globalen Protestes. In der Folge dieser mehrdi-
mensional gelagerten sozialen Entwicklungen verbreitet sich eine
moralisch-ethische Überzeugung darüber, dass Menschenrechte
zu achten sind und dass das legitime Handeln souveräner Staaten
danach zu bewerten ist, inwieweit es mit einer an den Menschen-
rechten orientierten Werteordnung in Einklang zu bringen ist.
Konkretisiert werden diese Aussagen insbesondere durch die explo-
sionsartige Vervielfältigung und globale Ausbreitung von Men-
schenrechts-NGOs. Durch das Akkreditierungs- und Legitimati-
onsverfahren der Vereinten Nationen hervorgebracht, avancieren
transnationale Menschenrechts-NGOs zu den zentralen Konstruk-
teuren und Verbreitern menschenrechtlichen Denkens und tragen
im Wesentlichen dazu bei, dass die politisch-revolutionären Leit-
ideen der 1968er-Bewegungen in den frühen 1990er Jahren durch die
politische Leitsemantik der Menschenrechte ersetzt werden. Weitere
entscheidende institutionelle Erfindungen im Kontext der Vereinten
Nationen, wie die der nationalen Menschenrechtsinstitutionen, die
in einem rasanten Tempo nahezu von allen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen auch tatsächlich eingerichtet worden sind, verstär-
ken diesen Diffusionsprozess menschenrechtlichen Denkens. Denn
anders als die NGOs, die lediglich episodenhaft und somit zeitlich
und sachlich stark eingeschränkt Menschenrechtsbildungsprozesse
im Sinne der UN-Charta befördern, wirken die nationalen Organi-
sationen, die auf der Grundlage des jeweiligen nationalstaatlichen
Rechts agieren, strukturell nachhaltig. Dieser vertikal gelagerte
Übertragungsprozess menschenrechtlichen Denkens führt, wie sich
zeigen wird, jedoch nicht zu einer konsens-, sondern dissensorien-
tierten globalen Menschenrechtskultur – ein Umstand, der unter
Rückgriff auf mikrosoziologisch angelegte Untersuchungsverfahren
der Rechtsanthropologie unter dem Begriff »Vernakularisierung«
behandelt wird. Infolge der norm(mit- und -um)gestaltenden Akti-
vitäten nationaler Menschenrechtsinstitutionen und anderer betei-
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ligter Akteure im Kontext lokaler Menschenrechtsbildungsprozesse
werden auf der Grundlage des modernen, nunmehr auch menschen-
rechtlich angereicherten Völkerrechts, Prinzipien und Verhaltens-
modelle moderner Staatlichkeit entwickelt und institutionell gefes-
tigt, die sich radikal gegen das klassische Verständnis souveräner
Staatlichkeit wenden. Festmachen lassen sich diese normativen Um-
formulierungen souveräner Staatlichkeit an der völkerrechtlichen
Ächtung des Angriffskrieges und der Verpflichtung des Staates, die
Rechte des Individuums zu schützen. Auf dieser erweiterten norma-
tiven Grundlage des Völkerrechts avanciert in der Weltgesellschaft
schließlich der Imperativ der friedlichen Konfliktbeilegung zusam-
men mit dem globalen Handlungsmodell der Einhaltung und des
Schutzes der Menschenrechte zur zentralen – wenngleich kontra-
faktischen – Anforderung an legitime Staatlichkeit.

Erst vor dem Hintergrund dieses Wandels normativer Orientie-
rungen, der sich in den Jahren nach 1945 mit der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte auszubreiten beginnt und sich institutio-
nell nach dem Ende des Kalten Krieges nachhaltig festigt, kann das
Deutungspotenzial von Systemtheorie und Neoinstitutionalismus
für das Phänomen der globalen Ausbreitung von Transitional Justice
herangezogen und für die Interpretation des Falles Marokko frucht-
bar gemacht werden. Die Rekonstruktion und Darstellung dieser
normativen Wandlungsprozesse, die kollektive Prozesse der Über-
gangsgerechtigkeit von der Ausnahme zur weltpolitischen Regel
werden lassen, stehen daher im Zentrum der Diskussion von Kapi-
tel III. Die entscheidende Frage lautet hier: Wie haben sich vergan-
genheitspolitische Normen, Standards und Institutionen in der
Weltgesellschaft ausbreiten können? Den Ausgangspunkt der Argu-
mentation bilden die Überlegungen zu einer globalen Vergebungs-,
Versöhnungs- und Entschuldigungskultur, die sich aus den Arbeiten
des Philosophen Jacques Derrida und des Althistorikers Christian
Meier ableiten lassen. Während Derrida kritisch-distanzierend von
einem »Theater des Pardons« spricht, betont Meier einen welthis-
torischen Wandel im Umgang mit historischer Schuld, der einen
globalen »Imperativ des Erinnerns und Vergebens« hervorgebracht
habe. Der Ritus des öffentlichen Entschuldigens für vergangenes
Unrecht, so die These beider Autoren, habe sich zu einem globalen
»Mantra der Gerechtigkeit« und zum moralischen Maßstab staat-
lichen Verhaltens entwickelt, dem sich gegenwärtig kaum ein souve-
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